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Der Vorsitzende des Haupt-, Finanz- 
und 

Wirtschaftsförderungsausschusses

An die Mitglieder des
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschusses
die Frau Stadtverordnetenvorsteherin
und ihre Stellvertreter
den Vertreter des Ausländerbeirates
den Vertreter des Seniorenbeirates
die Mitglieder des Magistrates

der Stadt Rödermark

E i n l a d u n g

Ich lade Sie ein zu der
47. öffentlichen Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschusses

(Sitzung Nr. 6/2015)
am Donnerstag, 07.05.2015, um 19:30 Uhr.

Die Sitzung findet im Raum Tramin (Zi.Nr. 300), Rathaus Urberach statt.

Tagesordnung:

TOP 1 Begrüßung und Feststellen der Beschlussfähigkeit

TOP 2 Bericht der Wirtschaftsförderung

TOP 3
(Stavo 4)

Antrag der FDP-Fraktion und der Fraktion der Freien-Wähler: 
"Erarbeitung von Härtefallregelungen"
Vorlage: FFW/0067/15

TOP 4
(Stavo 5)

Antrag der FDP-Fraktion und der Fraktion der Freien-Wähler: 
"Hebesatz Grundsteuer"
Vorlage: FFW/0068/15

TOP 5
(Stavo 6)

Umsetzung der Ziele des Hessischen Behinderten-Gleichstellungsgesetzes 
(HessBGG) auf kommunaler Ebene - Anwendung des HessBGG in der Stadt 
Rödermark
Vorlage: VO/0062/15

TOP 6
(Stavo 7)

Neuwahl/Wiederwahl von Ortsgerichtsschöffen der Ortsgerichte 
Rödermark I (Ober-Roden) und Rödermark II (Urberach)
Vorlage: VO/0072/15

TOP 7
(Stavo 8)

Beschluss zur öffentlichen Auslegung und zur Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange, Bebauungsplanentwurf A 21.4 Industriegebiet 
(Gewerbegebiet II), 4. Änderung
Vorlage: VO/0070/15

Schriftführer: Herr  Breustedt
Telefon: 06074  911866

29. April 2015
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TOP 8
(Stavo 9)

Bebauungsplan A 30 "An der Eisenbahn"
Beschlussfassung über die während der öffentlichen Auslegungen 
eingegangenen Anregungen und Bedenken
Vorlage: VO/0080/15

TOP 9
(Stavo 10)

Bebauungsplan A 30 "An der Eisenbahn", Satzungsbeschluss
Vorlage: VO/0081/15

TOP 10
(Stavo 11)

Aufstellungsbeschluss 
Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich des 
Festplatzes Ober-Roden, Bebauungsplanentwurf "An der Rodau"
Vorlage: VO/0076/15

TOP 11
(Stavo 12)

Antrag der Fraktion der Freien-Wähler: 
Städtebauliche Entwicklung für Gesellschaft und Wirtschaft
Vorlage: FWR/0085/15

TOP 12
(Stavo 13)

Antrag der SPD-Fraktion: 
Verkehrssituation Ortseinfahrten Messenhausen
Vorlage: SPD/0083/15

TOP 13
(Stavo 14)

Antrag der SPD-Fraktion: Sicherung des Betreuungsangebotes an der 
Schule an den Linden
Vorlage: SPD/0084/15

TOP 14
(Stavo 15)

Antrag der FDP-Fraktion: 
"Rekommunalisierung der Tagespflege - klare Strukturen schaffen!"
Vorlage: FDP/0089/15

TOP 15 Einschlägige Punkte zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung

TOP 16 Mitteilungen und Anfragen

Mit freundlichen Grüßen F. d. R.

gez. Stefan Junge Silvia Hechler
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

08.04.2015

FDP-Fraktion und
Fraktion der Freien Wähler

Tobias Kruger
Peter Schröder

Antrag der FDP-Fraktion und der Fraktion der Freien Wähler Rödermark: 
"Erarbeitung von Härtefallregelungen"

Beratungsfolge:

Datum Gremium

07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Die FDP-Fraktion ist nach dem Studium aller Produktbeschreibungen bei einigen 
Produkten zu der Auffassung gelangt, dass der sichtbare Nutzen für die Stadt in 
keinem optimalen bzw. akzeptablen Verhältnis zu den finanziellen Aufwendungen für 
diese speziellen Produkte steht. Aufgrund des alternativlosen allgemeinen Sparzwangs 
und damit auch eines Schrumpfungszwangs für die Verwaltung sollen in diesen 
Produkten die Ansätze für die Aufwendungen gekürzt und – wenn objektiv nicht 
anders möglich – Leistungen verringert, verlagert oder komplett eingestellt werden.

Die allgemeine Preissteigerungsrate in den letzten 24 Monaten betrug insgesamt 
3,7 % (Quelle: destatis). Trotz der bekannt angespannten Haushaltslage liegen die 
Mittelanmeldungen für Sach- und Dienstleistungen im PHH-Plan 2012 um 12,1 % über 
dem Ist-Wert von 2010. Das ist in Bezug auf Sach- und Dienstleistungen nicht zu 
verantworten bzw. nachvollziehbar. Eine pauschale Einsparvorgabe (wie auch schon 
zum letzten Haushalt beschlossen) ist daher zwingend erforderlich. Um den 
Fachbereichen bei der Erreichung dieser Einsparvorgabe mehr Flexibilität zu 
ermöglichen, betrifft diese Vorgabe nur die Fachbereiche, kann aber bei den einzelnen 
Produkten durchaus abweichen bzw. untereinander verteilt werden

Beschlussvorschlag:

Es wird ein Gremium geschaffen, das die Möglichkeiten des Umgangs mit Härtefällen, 
die durch die Erhöhung der Grundsteuer entstehen würden, prüft und innerhalb von 9 
Monaten geeignete Vorschläge erarbeitet, wie diese Härten abgemildert werden 
können.
Damit dieses Gremium arbeiten kann, werden an geeigneter Stelle (z.B. Büro des 
Bürgermeisters) 2.000 € zusätzliche Sachmittel eingestellt.
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Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:       
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

08.04.2015

FDP-Fraktion und
Fraktion der Freien Wähler

Tobias Kruger
Peter Schröder

Antrag der FDP-Fraktion und der Fraktion der Freien Wähler Rödermark: 
"Hebesatz Grundsteuer"

Beratungsfolge:

Datum Gremium

07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Der durchschnittliche Hebesatz der Grundsteuer B aller hessischen Kommunen mit 
vergleichbarer Einwohnerzahl betrug 2014 347 %. Für 2015 liegt der durchschnittliche 
Hebesatz der mit Rödermark vergleichbaren Kommunen (20.000-45.000 Einwohner, 46 
Kommunen) 443 %. Darin enthalten sind Kommunen, die ebenfalls einen 
Konsolidierungsvertrag mit dem Land Hessen geschlossen haben. Mit der nun 
geplanten Änderung der Hebesatzsatzung soll die Grundsteuer B für die Bürger in 
Rödermark zum zweiten Mal innerhalb von 2 Jahren auf einen Hebesatz nun 540 % 
erhöht werden und damit deutlich oberhalb des Landesdurchschnittes für 
vergleichbare Kommunen liegen. Diese Erhöhung lehnen die Antragsteller ab!

Unabhängig davon, ob die Erhöhung gegen die Stimmen der Antragsteller 
verabschiedet wird, unabhängig von dem im Jahr 2015 geltenden Hebesatz der 
Grundsteuer B sollte die Stadt Rödermark ihren Bürgern mehr Planungssicherheit 
geben. Junge Familien planen den Bau von Eigenheimen und benötigen die Sicherheit. 
Rentner sind und werden durch Realrentenkürzungen stark belastet.
Für das tatsächlich vom Bürger zu entrichtende Grundsteueraufkommen gibt es 3 
Stellschrauben. Nur der Hebesatz liegt in der Hand der Kommune. Die Einheitswerte 
der Grundstücke können durch Landesrecht angepasst werden und werden aufgrund 
anhängiger Klagen mittelfristig angepasst werden. Die Grundsteuermesszahl ist 
Beschlusssache der Bundesfinanzverwaltung und betrifft demnach die Bundesebene. 

Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass selbst dann, wenn beim Hebesatz eine 
Reißleine von 600% gezogen würde, wie es der Bund der Steuerzahler anmahnt, das 
Risiko groß ist, dass durch Drehen an einer der beiden anderen Stellschrauben die 
Belastung für die Bürger weiter steigt. Am bequemsten und schnellsten wird dies dann 
über die Erhöhung der Grundsteuermesszahl in Folge der ohnehin anstehenden 
Anpassung der Einheitswerte der Grundstücke, die heute wesentlich höher wären, 
geschehen.
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Für viele Bürger, insbesondere für Rentner, ist die Grundsteuer eine Substanzsteuer! 
Daher muss dieser ständigen Aufwärtsspirale Einhalt geboten werden. FDP und Freie 
Wähler Rödermark fordern daher eine Deckelung der Gesamtbelastung der Bürger aus 
der Grundsteuer. Konkret fordern wir einen Automatismus, der dafür sorgt, dass bei 
einer Änderung einer der beiden anderen Stellschrauben automatisch im gleichen Jahr 
der Hebesatz per Satzungsbeschluss so angepasst wird, dass sich keine Mehrbelastung 
der Bürger ergibt. Die Einnahmesituation für die Stadt würde sich durch diese 
Maßnahme nicht verändern.

Die Bürger Rödermarks haben Angst, dass jeder Mehrbedarf an Finanzmitteln seitens 
der Stadt zu einem weiteren Drehen an der Steuerschraube führt. Viele Bürger 
fürchten, dass der Hebesatz von 1000 % bereits im Jahre 2020 Wirklichkeit werden 
könnte. In einem weiteren Schritt fordern FDP und Freie Wähler Rödermark daher, den 
maximalen Hebesatz der Grundsteuer B bis zum Jahr 2025 auf 600 % festzulegen. 
Dieser Satz wird vom Bund der Steuerzahler als absolute Belastungsobergrenze 
angesehen. 

Beide Maßnahmen zusammen sorgen für Transparenz und geben den Bürgern 
Planungssicherheit für die nächste Dekade, da die Maximalbelastung damit gedeckelt 
wäre. 
Auf der anderen Seite geben sie der Kommune auch noch einen gewissen Spielraum, 
auch wenn aus Sicht der Antragsteller immer die Anpassung der Ausgabenseite 
oberste Priorität haben sollte und die Obergrenze der Belastung im angegebenen 
Zeitraum nicht erreicht werden muss.

Sollten dennoch weitere Finanzierungsbedarfe festgestellt werden, wird der Magistrat 
der Stadt Rödermark andere Mittel und Wege finden müssen, weitere 
Konsolidierungen zu erwirtschaften oder sich eben gegen weitere Forderungen des 
Landes Hessens, vertreten durch das Regierungspräsidium Darmstadt, zur Wehr setze 
müssen.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass die jährlichen Einnahmen der 
Stadt Rödermark aus der Grundsteuer B bis einschließlich zum Jahr 2025 gedeckelt 
werden auf einen Betrag, der sich wie folgt errechnet:

100 v. H. d. Einnahmen aus der Grundsteuer B = A × B × C

A = Grundstückseinheitswert (Basisjahr Bescheid 2015) 
B = Grundsteuermesszahl auf (Basisjahr ist Bescheid 2015) 
C = Grundsteuerhebesatz B.
Der maximal mögliche Wert von C soll dabei 600 % betragen.

Verändern sich im Laufe eines Jahres die Faktoren A oder B, wird automatisch 
rückwirkend die Hebesatzsatzung so angepasst, dass die Gesamteinnahmen aus der 
Grundsteuer gleich bleiben.

Die Anpassung des Hebesatzsatzes der Grundsteuer B wird nach diesem Grundsatz bis 
zum Jahr 2025 durch Stadtverordnetenversammlung sichergestellt.
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Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung: 
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VORLAGE ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Gremien-Büro und Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0062/15

24.03.2015
S. Mahuletz

Umsetzung der Ziele des Hessischen Behinderten-Gleichstellungsgesetzes 
(HessBGG) auf kommunaler Ebene - Anwendung des HessBGG in der Stadt 
Rödermark

Beratungsfolge:

Datum Gremium

30.03.2015 Magistrat
05.05.2015 Ausschuss für Familie, Soziales, Integration und Kultur
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Das Hessische Behinderten-Gleichstellungsgesetz (HessBGG) ist am 24.12.2004 in 
Kraft getreten. Es setzt das in Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz verankerte Verbot der 
Benachteiligung von Menschen mit Behinderung auf Landesebene um. Die inhaltlichen 
Schwerpunkte des HessBGG sind:

o Benachteiligungsverbot (§§ 1, 4, 5, 9, 17 HessBGG)
o Verpflichtung zur Barrierefreiheit (§§ 3, 10, 14, 15, 16, 17 HessBGG)
o Recht auf Verwendung von Gebärdensprache und anderen

Kommunikationshilfen (§§ 8, 11, 16 HessBGG)
o Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken; Herstellung von

Stimmzettelschablonen (§§ 12, 13 HessBGG)
o Verbandsklagerecht (§ 17 HessBGG)

Gemäß § 9 Abs. 2 HessBGG sind die kommunalen Gebietskörperschaften zur 
Umsetzung der Ziele des HessBGG verpflichtet. Die kommunalen 
Gebietskörperschaften müssen prüfen, auf welchem Weg sie die Ziele des HessBGG 
umsetzen. Das Gesetz gibt hierfür drei Möglichkeiten vor, wie dies zu geschehen hat. 

(1) Beschluss zur Anwendung des HessBGG (§ 9 Abs. 2, 2. Halbsatz HessBGG)
(2) Erstellung eines Plans zur Umsetzung der Ziele nach § 1  auf kommunaler Ebene 

(§ 9 Abs. 2 HessBGG)
(3) Abschließen von Zielvereinbarungen mit Verbänden (§ 3 HessBGG)

Die Stadt Rödermark befolgt derzeit keine der aufgelisteten Möglichkeiten.

Der Behindertenbeauftragte für das Land Hessen hat gemäß § 18 HessBGG der 
Hessischen Landesregierung über die Wirksamkeit und Umsetzung des HessBGG zu 
berichten. 
Das Hessische Ministerium für Soziales und Integration (HSM) hat per E-Mail um 
Unterstützung bei der Durchführung einer Umfrage zur Vorbereitung der zuvor 
genannten gesetzlich vorgesehenen Berichterstattung gebeten. 
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Die kommunalen Gebietskörperschaften in Hessen sollen die Frage beantworten, 
welche der in § 9 Abs. 2 HessBGG aufgelisteten Möglichkeiten sie befolgen 
(auszufüllender Fragebogen siehe Anlage).

Der Magistrat hatte sich am 05.02.2007 bereits mit der Thematik grundsätzlich in der 
Vorlage VO/0020/07 „Kostenübernahme für das Einsetzen von Gebärdendolmetscher“ 
beschäftigt. Im Sachverhalt heißt es: „Die Stadtverwaltung Rödermark beabsichtigt, 
dieses Gesetz im Rahmen ihrer Möglichkeiten ebenfalls anzuwenden, um so möglichst 
eine Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderung zu schaffen. Den Bürgerinnen und 
Bürgern mit Behinderung sollen alle städtischen Ämter und Verwaltungsstellen 
zugänglich sein.“ Diese Absicht wurde im Beschluss dann aber nicht konkret 
formuliert.

Um zukünftig Klarheit für alle Beteiligten zu schaffen wird empfohlen, oben 
Genanntes durch einen eigenständigen Beschluss auszuformulieren und zu 
konkretisieren.
Nicht empfohlen werden die Erstellung eines Planes zur Umsetzung der Ziele des 
HessBGG oder der Abschluss von Zielvereinbarungen.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat und die 
Betriebskommission der Kommunalen Betriebe Rödermark, die jeweils gültigen 
Bestimmungen des Hessischen Behinderten-Gleichstellungsgesetzes (HessBGG) bei 
den Dienststellen der Stadt Rödermark und dem Eigenbetrieb „Kommunale Betriebe 
Rödermark“ im Rahmen ihrer Möglichkeiten umzusetzen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen 
Fragebogen HessBGG



An das Hessische Ministerium für Soziales und Integration 
Referat  IV 4, Rolf Matthé 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung 

Dostojewskistr. 4  
65187 Wiesbaden  
Fax:  + 49611327193212  
mailto:hessbgg@hsm.hessen.de

CC    umfrage@hsgb.de  

Fragebogen zur 
Berichterstattung an die Landesregierung und den Landtag über die Umsetzung der 
Ziele des Hessischen Behinderten-Gleichstellungsgesetzes (HessBGG) auf kommuna-
ler Ebene 

Nach  § 9 Abs. 2 HessBGG haben die kommunalen Gebietskörperschaften zu prüfen, ob die 
Ziele des HessBGG im Rahmen der wirtschaftlichen Möglichkeiten bei Planungen und Maß-
nahmen im Zuständigkeitsbereich der Gebietskörperschaft umgesetzt werden können. Im 
Rahmen dieser Prüfung stellen die kommunalen Gebietskörperschaften einen Plan zur Um-
setzung der nach § 1 HessBGG auf, soweit sie nicht die entsprechende Anwendung des Hes-
sBGG beschlossen haben. Der Abschluss einer Zielvereinbarung nach § 3 HessBGG ersetzt 
die Aufstellung des Plans.  

� Ja, Prüfung ist erfolgt, 
zur Umsetzung ist 

� ein Beschluss über die entsprechende Anwendung des HessBGG verabschiedet 
worden und zwar am ………. 

wenn kein Beschluss verabschiedet wurde: 

� ein Plan zur Umsetzung der Ziele nach § 1 HessBGG ist erstellt worden und zwar 
am…………….. 

� eine Zielvereinbarung nach § 3 Abs. 2 HessBGG  ist abgeschlossen worden und 
zwar am…………….. 

Bitte berücksichtigen Sie, dass ggf. Kopien der entsprechenden Unterlagen angefordert 
werden könnten.  

Darüber hinaus ist es erwünscht, dass anderweitige vorbildliche Projekte oder Maß-
nahmen (wie z. B. Inklusionspläne), die in die Berichterstattung gegenüber dem Hessi-
schen Landtag aufgenommen werden sollen, als Positivbeispiele übermittelt werden. 

� Nein , mit der Prüfung wird noch innerhalb dieser Legislaturperiode begonnen. 

……………………………………………. …………………………………………. 
Gebietskörperschaft    Sachbearbeiter 
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VORLAGE ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Gremien-Büro und Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0072/15

15.04.2015
Morian, Susanne

Neuwahl/Wiederwahl von Ortsgerichtsschöffen der Ortsgerichte 
Rödermark I (Ober-Roden) und Rödermark II (Urberach)

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Das Amtsgericht Langen hat mitgeteilt, dass der Ortsgerichtsschöffe und 
stellvertretende Ortsgerichtsvorsteher des Ortsgerichts Rödermark II (Urberach), 
Johannes Adam Vetter, auf eigenen Antrag mit Wirkung zum 28.02.2015 aus dem Amt 
entlassen wurde.
Mit Beschluss vom 04.03.2015 wurde daraufhin Herr Erich Roßkopf zum 
stellvertretenden Ortsgerichtsvorsteher ernannt.

Für die freiwerdende Stelle des Ortsgerichtsschöffen muss zur Neubesetzung eine 
Neuwahl durchgeführt werden.

Mit Datum vom 28.08.2015 endet ebenfalls die Amtszeit des

- Stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers des Ortsgerichts Rödermark I, Herr Josef 
Schrod

- Ortsgerichtsschöffen des Ortsgerichts Rödermark II, Herr Erich Rosskopf (nun 
stellvertretender Ortsgerichtsvorsteher) 

und mit Datum vom 08.09.2015 die Amtszeit des

- Ortsgerichtsschöffen des Ortsgerichts Rödermark II, Herr Andreas Reusch.

Gemäß § 7 des Hessischen Ortsgerichtsgesetzes werden die Ortsgerichtsmitglieder auf 
Vorschlag der Stadt durch den Direktor des Amtsgerichtes Langen ernannt.
Eine erneute Ernennung ist zulässig. Gewählt wird für einen Zeitraum von zehn Jahren.
Die Amtszeit kann auf fünf Jahre begrenzt werden, wenn der Vorgeschlagene bereits 
das 65. Lebensjahr vollendet hat.

Nach Rücksprache mit dem Amtsgericht Langen wurde vereinbart, die anstehenden 
Neuwahlen bzw. Wiederwahlen auf einen gemeinsamen Termin zu legen.

Der stellvertretende Ortsgerichtsvorsteher Herr Erich Rosskopf und die 
Ortsgerichtsschöffen Josef Schrod und Andreas Reusch wurden zwischenzeitlich 
befragt, ob für sie die Fortführung des Ehrenamtes in Frage kommt.
Alle drei sind bereit, das Ehrenamt in der Zukunft fortzuführen.
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Im Anschluss wurden die Fraktionen angeschrieben und um Vorschläge für die 
Besetzung der Stelle des Ortsgerichtsschöffen (ehemals Vetter) im Ortsgericht 
Rödermark II – Urberach – gebeten.

Die CDU-Fraktion und die Fraktion der Anderen Liste / Die Grünen haben Herrn Dieter 
Hüllmandel zur Neuwahl vorgeschlagen.
Vorschläge durch andere Fraktionen wurden nicht vorgelegt.

Die Neuwahl bzw. Wiederwahl der Ortsgerichtsschöffen wird gemäß § 55 abs. 1 HGO 
für jede zu besetzende Stelle in einem eigenen Wahlgang nach Stimmenmehrheit 
durchgeführt.
Die Wahl kann, wenn niemand widerspricht, jeweils in offener Abstimmung erfolgen.

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung schlägt dem Direktor des Amtsgerichts Langen die 
erneute Ernennung von Herrn Josef Schrod zum stellvertretenden 
Ortsgerichtsvorsteher für das Ortsgericht Rödermark I (Ober-Roden) sowie die erneute 
Ernennung von Herrn Erich Rosskopf zum stellvertretenden Ortsgerichtsvorsteher und 
von Herrn Andres Reusch zum Ortsgerichtsschöffen für das Ortsgericht Rödermark II 
(Urberach) vor.
Des Weiteren wird die Ernennung von ______________________ für das Ortsgericht 
Rödermark II (Urberach) als Ortsgerichtsschöffe vorgeschlagen.

Abstimmungsergebnis:

Ortsgericht Rödermark I
Josef Schrod – stellvertretender Ortsgerichtsvorsteher
Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Ortsgericht Rödermark II
Erich Roskopf – stellvertretender Ortsgerichtsvorsteher
Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Ortsgericht Rödermark II
Andreas Reusch – Ortsgerichtsschöffe
Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Ortsgericht Rödermark II

________________________ – Ortsgerichtsschöffe
Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:



Ausdruck vom: 27.04.2015
Seite: 3/3

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen 
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VORLAGE ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Stadtplanung

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0070/15
I/6/1 Ha, 610-102
14.04.2015
Ha

Beschluss zur öffentlichen Auslegung und zur Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange, Bebauungsplanentwurf A 21.4 Industriegebiet 
(Gewerbegebiet II), 4. Änderung

Beratungsfolge:

Datum Gremium

20.04.2015 Magistrat
06.05.2015 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 
Mit Datum 7. Mai 2013 hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 
eine Veränderungssperre für den zu überplanenden Bereich (Bebauungspläne A 21.1, 
21.2 und 21.3) sowie die Änderung/Aufstellung dieser Bebauungspläne beschlossen.

Bei dem nun vorliegenden Bebauungsplan A 21.4 „Industriegebiet (Gewerbegebiet II) 
4. Änderung“ handelt es sich um einen Bebauungsplan, der gemäß BauGB
(Baugesetzbuch) schon in einer frühzeitigen Bürger- und Behördenbeteiligung in der 
Zeit vom 17.3.2014 bis 18.4.2014 öffentlich ausgelegen hat.

Die Anregung und Bedenken sind als Anlage beigefügt und werden auch in der 
eigentlich Offenlegung in der Zeit vom 8. Juni 2015 bis 10. Juli 2015 ausgelegt.
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange erfolgt im gleichen Zeitraum.

Geplanter Veröffentlichungstermin in der Presse ist der 28. Mai 2015.

Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung 
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden als 
Stellungnahmen der Stadt Rödermark beschlossen. 

Alle erforderlichen Unterlagen sind beigefügt.

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Bebauungsplanentwurf A 21.4 
„Industriegebiet (Gewerbegebiet II), 4.Änderung“ zu und beschließt die öffentliche 
Auslegung nebst Begründungen gem. § 3 Abs. 2 des BauGB (Baugesetzbuch) in der 
Fassung der Neubekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das 
zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748) geändert 
worden ist.
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Die öffentliche Auslegung erfolgt in der Zeit 8. Juni 2015 bis 10. Juli 2015.

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange erfolgt im gleichen Zeitraum.

Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung 
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen werden als 
Stellungnahmen der Stadt Rödermark beschlossen. 

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen 
Alle für die öffentliche Auslegung erforderlichen Unterlagen.
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VORLAGE ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Stadtplanung

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0080/15
I/6/1 ha 610-102
23.04.2015
Ha

Bebauungsplan A 30 "An der Eisenbahn"
Beschlussfassung über die während der öffentlichen Auslegungen 
eingegangenen Anregungen und Bedenken

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
06.05.2015 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Mit Datum 10.September 2013 hat die Stadtverordnetenversammlung die Aufstellung 
des Bebauungsplanes A 30 „An der Eisenbahn“ beschlossen.

Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung, der im beschleunigten 
Verfahren nach 13a BauGB (Baugesetzbuch) aufgestellt wird.

In der Anlage sind

a) die Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB und der 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.2 
BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen 
und Anregungen (1. Entwurfsoffenlegung) beigefügt.

b) die Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 1. erneuten Öffentlichkeits- 
beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 und §13 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB und der 1. erneuten Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1BauGB jeweils i.V.m. § 4a 
Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen 
(2. Entwurfsoffenlegung) beigefügt.

c) die Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der 2. erneuten Öffentlichkeits- 
beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 und §13 Abs. 2 Nr. 2 
BauGB und der 2. erneuten Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1BauGB jeweils i.V.m. § 4a 
Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen 
(3. Entwurfsoffenlegung) beigefügt.
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Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark beschließt die in der Anlage 
befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligungsverfahren 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i. V. m. § 13a BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen nach ausführlicher 
Beratung als Stellungnahme der Stadt Rödermark.

Der Magistrat der Stadt Rödermark wird beauftragt, die Öffentlichkeit sowie die Träger 
öffentlicher Belange und die Behörden, welche Einwendungen und Anregungen zum 
Bebauungsplanverfahren vorgebracht haben, von diesem Ergebnis zu unterrichten.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
 

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

 

Anlagen 
Abwägungsprotokoll
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VORLAGE ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Stadtplanung

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0081/15
I/6/1 Ha 610-102
23.04.2015
Ha

Bebauungsplan A 30 "An der Eisenbahn", Satzungsbeschluss

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
06.05.2015 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 
Nachdem über die Stellungnahmen aus den öffentlichen Auslegungen beschlossen 
worden ist, kann der Satzungsbeschluss gefasst werden.

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 10 Abs. 1 BauGB den 
Bebauungsplan A 30 „An der Eisenbahn“ als Satzung. Der Bebauungsplan besteht aus 
Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen und Begründungen, schalltechnische 
Untersuchung und landschaftspflegerischer Fachbeitrag.

Grundlage dieses Beschlusses ist der Planstand vom 23.4.2015.

Der Magistrat wird beauftragt, die Rechtskraft des Bebauungsplanes durch 
entsprechende öffentliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses herzustellen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen 
Bebauungsplan
Textliche Festsetzungen
Begründungen zum Bebauungsplan
Schallschutztechnische Untersuchung
Landschaftspflegerischer Fachbeitrag
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VORLAGE ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

vom/der
Stadtplanung

Vorlage-Nr:
AZ:
Datum:
Verfasser:

VO/0076/15
I/6/1 Ha 610-102
20.04.2015
Ha

Aufstellungsbeschluss 
Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Bereich des 
Festplatzes Ober-Roden, Bebauungsplanentwurf "An der Rodau"

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
06.05.2015 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Der im Stadtteil Ober-Roden zwischen Rodau und Alfred-Delp-Straße gelegene 
Festplatz hat seine Kernfunktionen eingebüßt. Vor diesem Hintergrund hat die 
Stadtverordnetenversammlung sich in der Sitzung am 26.06.2012 bereits mit einem 
Antrag befasst, der die Flächen zwischen der Rodau, der verlängerten Seligenstädter 
Straße, der Alfred-Delp-Straße und der Bahnlinie beinhaltet. Basierend auf diesem 
Antrag wurde eine Städtebauliche Kurzbewertung zur geplanten Bebauung des 
„Festplatzes Ober-Roden“ erstellt, im Zuge derer unterschiedliche Varianten 
beleuchtet und einander gegenüber gestellt wurden (Planungsbüro Holger Fischer, 
2012). Die Konzeptionen wurden im Laufe des Jahres 2013 mehrfach beraten. Die 
favorisierten beiden Varianten, dienten als Kalkulationsgrundlage sowie als Basis für 
die Ansprache der Eigentümer durch die mittlerweile mit der Baulandentwicklung 
beauftragte Hessische Landgesellschaft (HLG).

Im Mittelpunkt der Planung stehen die Neuordnung des Festplatzes und die Schaffung 
von Planungsrecht für die naturnahe Gestaltung der Rodau. Die Flächen südlich der 
Rodau sollen neben der Funktion als Retentionsraum auch der Bevölkerung als 
Kommunikationsraum zur Verfügung stehen. Die in die Betrachtung einbezogenen 
nicht bebauten Flächen nördlich der Rodau werden als Private Grünflächen 
festgesetzt. 

Die Erschließung bindet an die Seligenstädter Straße sowie den bestehenden Stich an 
der Alfred-Delp-Straße an. Unabhängig davon müssen die Flächen, innerhalb derer die 
Kanaltrassen verlaufen, entweder mit einer Verkehrsfläche und / oder mit Geh-, Fahr 
und Leitungsrechten belegt werden, um die Zugänglichkeit sowohl zu den Kanälen als 
auch zum Rodauufer sicher zu stellen.

Natur- und Landschaftsschutz

Das Plangebiet setzt sich im Wesentlichen aus Kleingartenparzellen, Asphaltflächen, 
strukturarmen Hausgärten und ruderalen Wiesen zusammen. Daneben finden sich 
kleinräumig Laubgehölze vornehmlich frischer bis stellenweise feuchter Standorte, 
Schotter-, Vielschnittrasen- und Trittrasenflächen und Graswege sowie die naturfern 
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ausgebaute Rodau. Während nach Süden und Westen bestehende Siedlungsflächen 
angrenzen, schließen sich nach Norden Acker- und nach Osten Wiesenflächen an. Im 
westlichen Randbereich verläuft außerdem eine zweigleisige Bahnlinie. 

Die begradigte und stark eingetiefte Rodau wird nur auf den ersten Metern im 
westlichen Bereich von einem standorttypischen Erlen-Weiden-Saum umgeben; im 
übrigen Fließabschnitt findet sich hier lediglich eine Hochstaudenflur aus Indischem 
Springkraut (Impatiens glandulifera), Brombeeren (Rubus fruticosus) und 
Brennnesseln (Urtica dioica). Innerhalb des Baumbestandes finden sich im Plangebiet 
hauptsächlich Birken, Weiden und Hybrid-Pappeln. Charakteristische Einzelbäume sind 
eine großkronige Silberweide an der Rodau nördlich der Ruderalwiese und eine alte 
Eiche an der Rodau nördlich des Festplatzes.

Insgesamt weisen die Flächen des Plangebiets keine floristischen oder 
vegetationskundlichen Besonderheiten auf.

Artenschutz

Zum Ausschluss von Verbotstatbeständen nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) wurde eine spezielle Artenschutzprüfung mit einer Bestandserfassung der 
Brutvögel, Fledermäuse, Amphibien, Reptilien und Tagfalter durchgeführt. Im Rahmen 
der im Spätsommer 2012 begonnenen faunistischen Erhebungen konnten für die 
Vögel als planungsrelevante Arten der Haussperling, der Feldsperling und der Girlitz 
(Brutvogel) sowie der Graureiher (Nahrungsgast) festgestellt werden. Erhebliche 
Konflikte sind für diese Arten nicht zu erwarten, da die Vorkommen in Bereichen 
festgestellt wurden, die von den Planungen nicht direkt betroffen werden und die 
Arten als verhältnismäßig stresstolerant gelten.

Daneben konnten die im Siedlungsraum häufig anzutreffende Zwergfledermaus und 
der Kleine Abendsegler festgestellt werden. Während die Zwergfledermaus häufig am 
Rand des Siedlungsbereichs und in den Kleingärten angetroffen wird, konnte der 
Kleine Abendsegler nur sporadisch beobachtet werden.

Artenschutzrechtliche Konflikte sind für die sehr anpassungsfähige Zwergfledermaus 
und den Kleinen Abendsegler nicht zu erwarten, da keine Ruhe- und 
Fortpflanzungsstätten betroffen werden und keine nachhaltigen Störungen der Arten 
zu erwarten sind.

Artenschutzrechtlich relevante Arten von Amphibien und Reptilien konnten nicht 
nachgewiesen werden.

Im Bereich der Gewässer wurden mit dem Teichmolch und der Erdkröte sowie der 
Blindschleiche nur häufige und weit verbreitete Arten nachgewiesen, die zudem von 
den Planungen nur peripher betroffen werden. Gleiches gilt für die Gruppe der 
Tagfalter. Das Vorkommen von Maculinea-Arten oder anderen relevanten Arten kann 
ausgeschlossen werden.

Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG oder geschützte Lebensräume nach FFH-
Richtlinie sind im Plangebiet voraussichtlich nicht vorhanden.
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Regionaler Flächennutzungsplan (RegFNP)

Der räumliche Geltungsbereich der Planung ist im Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 als Wohnbauflächen – Bestand (Süden) und als Grünflächen (GF Gärten und 
Festplatz), dargestellt. Überlagert wird die Darstellung im Norden und Nordosten 
durch Vorbehaltsgebiet für natürliche Klimafunktionen und Regionaler Grünzug sowie 
Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz.

Der Regionale Flächennutzungsplan bedarf insbesondere für den Bereich der 
geplanten Wohnbauflächen und der geplanten Gemeinbedarfsflächen einer Änderung. 
Die Änderung des RegFNP wird von der Stadt Rödermark beim Regionalverband (RV) 
beantragt.

Das Änderungsverfahren wird durch den Regionalverband betrieben und kann im 
Parallelverfahren zur Bauleitplanung erfolgen. 

Da die festgesetzte Wohnbaufläche unter 0,5 ha liegen wird, ist eine Rücknahme an 
anderer Stelle nicht erforderlich. Für die festgesetzte Gemeinbedarfsfläche gilt das 
Erfordernis eines Flächentausches nicht.

Die Gesamtgröße des Baugebietes „An der Rodau“ umfasst rd. 2,96 ha.

Sollten sich bei der Planung Abweichungen an dem dargestellten Geltungsbereich als 
sinnvoll erweisen, so wird der Magistrat ermächtigt, der 
Stadtverordnetenversammlung einen geänderten Geltungsbereich im Rahmen der 
Beschlussfassung zur öffentlichen Auslegung vorzulegen.

Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs entspricht der anliegenden 
Plankarte

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark beschließt:

1. die Aufstellung des o.g. Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes
vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748) geändert worden ist. Der Bebauungsplan
erhält die Bezeichnung „An der Rodau“.

2. Planziel des Bebauungsplanes „An der Rodau“ ist die Ausweisung eines
Allgemeinen Wohngebietes (WA), einer Fläche für Gemeinbedarf,
Zweckbestimmung: Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen;
sowie von mehrfach gegliederten öffentlichen und privaten Grünflächen zur
Neuordnung des Festplatzes und der Schaffung von Planungsrecht für die
naturnahe Gestaltung der Rodau und der bestehenden Kleingärten.

3. Die Stadt Rödermark stellt beim Regionalverband Frankfurt RheinMain einen
Antrag auf Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes.

4. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
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Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen 
Plan mit den Geltungsbereichsgrenzen
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

27.04.2015

Fraktion:
Freie Wähler Rödermark

Peter Schröder
Gerd Gries

Antrag der Fraktion der Freien Wähler Rödermark: Städtebauliche 
Entwicklung für Gesellschaft und Wirtschaft

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
06.05.2015 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Rödermark liegt mitten in Europa, im Herzen der Rhein-Main Region mit Anbindung an 
die modernste Infrastruktur, wie Flughafen, Schienen, Autobahnen.
Die „Metropolregion“ und besonders die Stadt Frankfurt zeichnen ein ständiges 
Wachstum aus. Diesem Wachstum von Gewerbe, Einwohnern, Migranten, 
Flüchtlingen und Gästen auch in Rödermark muss entsprechend Rechnung getragen 
werden.
Rödermark hat in den vergangenen Jahren einige erfolgreiche Projekte auf den Weg 
gebracht, wie Baugebiet Rennwiesen, Seniorenresidenz, Franziskushaus, Bebauung 
westlich Bahnhof Ober-Roden und einiges mehr. Um weitere erfolgreiche Projekte für 
eine städtebauliche Entwicklung auch in Zukunft vorantreiben zu können, benötigt die 
Stadt einen städtebaulichen Entwicklungsplan, der gehobene und soziale 
Wohnbebauung sowie Flächen für weitere soziale Einrichtungen und insbesondere 
Leitbild gemäß angemessene Gewerbeflächen vorsieht. In der Vergangenheit wurden 
einige Flächen für mögliche Gewerbeansiedlungen anderen Nutzungsarten zugeführt, 
z. B. Franziskushaus an der Ober-Rodener Str. und Hitzel & Beck Gelände an der
Odenwaldstraße, aber keine Ausgleichsflächen zur Verfügung gestellt. 
Die Zinsen sind auf einem historischen Tiefstand, die Wirtschaft floriert, Export und 
Konsum laufen sehr gut, warum soll unsere Stadt nicht auch vom 
Wirtschaftswachstum profitieren?
Wir brauchen also Flächen für Gewerbe, Wohnbebauung, soziale Einrichtungen und 
Erholungsgebiete für alle Rödermärker, wie schon in 2004 in einem Antrag zur 
Gestaltung der natürlichen Mitte Rödermarks von der Stadtverordneten-versammlung 
beschlossen. Rödermark steht in jeglicher Hinsicht im Wettbewerb mit anderen, 
attraktiven Kommunen. Es gilt eine gelungene Mischung aus Gewerbegebieten, 
attraktiven Wohngebieten und einem zentralen Landschaftspark zur Erholung für 
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Gesellschaft und Gewerbe anzubieten. Rödermark muss eine attraktive Stadt im 
Rhein-Main Gebiet werden und bleiben. Mit Sparmaßnahmen und 
Gebührenerhöhungen alleine kann der Haushalt nicht konsolidiert werden, wir 
brauchen dringend eine Verbesserung unserer Einnahmesituation. Wir brauchen mehr 
Gewerbesteuer, Einkommensteueranteile und Arbeitsplätze.
Dazu sollten vorrangig die potenziellen Möglichkeiten für Gewerbeansiedlungen, aber 
auch für Wohnbebauung genutzt werden.
1. Das Gebiet am Hainchesbuckel sollte schnellstmöglich zu einem Gewerbegebiet

gemacht werden.
2. Das noch nicht verplante Gebiet an der Kapellenstraße eignet sich ebenfalls für

Misch- und Gewerbegebiet, dabei ist auf die Friedhofs- und Schulnähe 
entsprechend Rücksicht zu nehmen.

3. Mainzer Straße am Rödermark Ring eignet sich als Mischgebiet für
Einfamilienhäuser, Büros für Dienstleister und Frischemarkt.

4. Das Perlite Gelände zu Gewerbegebiet erklären.
5. Flächen für Wohnbebauung, soziale Einrichtungen und evtl. Mischgebiet zwischen

Spessartring und Rödermarkring planen.
6. Schaffung eines Naherholungsgebiets für alle Rödermärker, wie schon von der

Stadtverordnetenversammlung per Beschluss vorgesehen.

Mittelfristig soll an der Veränderung des regionalen Flächennutzungsplanes gearbeitet 
werden, damit Rödermark weitere Flächen zugewiesen bekommt. Die „zentrale Grüne 
Mitte“ mit Ihren Schwerpunkten, der renaturierten Rodau und der Kinder- und 
Jugendfarm soll davon unberührt bleiben und ausschließlich als Erholungsgebiet 
dienen. Die grüne Mitte soll deshalb den Rödermärkern als zentrales Erholungs- und 
Freizeitgebiet dienen, um somit eine etwaige späteren Nutzung für Wohnen, 
öffentlichen Gebäuden oder Gewerbe zu vermeiden. 
Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird beauftragt, die Städtebauliche Entwicklung voranzutreiben und für 
die folgenden Gebiete Bebauungspläne zu erstellen:

1. Am Hainchesbuckel das bestehende Gewerbe- und Mischgebiet erweitern.
2. das gesamte Gebiet Kapellen Str., wie im regionalen Flächennutzungsplan (noch

als „Weißfläche“) ausgewiesen, für Misch- und Gewerbegebiet bereitstellen,
dabei ist auf die Friedhofs- und Schulnähe entsprechend Rücksicht zu nehmen.

3. Das gesamte zur Verfügung stehende Gebiet im Bereich Mainzer Straße und
Rödermark Ring zu Mischgebiet für  Einfamilienhäuser, Büros für Dienstleister
und Frischemarkt deklarieren.

4. Das Perlite Gelände zu Gewerbegebiet erklären.
5. Flächen für Wohnbebauung, auch gehobene Wohnbebauung, soziale

Einrichtungen und evtl. Mischgebiet zwischen Spessartring und Rödermarkring
planen.

6. Das Ideen- und Entwicklungskonzept „Grüne Mitte Rödermark“ erneut
aufzugreifen und auf den heutigen Status (Rodgau Renaturierung – Jugend- 
und Kinderfarm) zu aktualisieren.

Bei allen Gebieten soll schwerpunktmäßig eine für Rödermark förderliche, 
ausbaufähige gewerbliche Nutzung zu Grunde gelegt werden.
Weiterhin wird der Magistrat beauftragt, den regionalen Flächennutzungsplanes 
anzupassen, damit Rödermark weitere Flächen zugewiesen bekommt, ohne dass an 
der „zentralen Grünen Mitte“ mit der renaturierten Rodau gerüttelt wird.
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

27.04.2015

SPD-Fraktion

Norbert Schultheis

Antrag der SPD-Fraktion: Verkehrssituation Ortseinfahrten Messenhausen

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
06.05.2015 Ausschuss für Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

An den Ortseinfahrten von Messenhausen wird der fließende Verkehr zurzeit durch 
Fahrbahnverengungen gebremst. Im Fachausschuss nannte Stadtrat Rotter als Grund 
hierfür die gesteigerte Sicherheit der Schulkinder rund um die Bushaltestellen.

Als Mittel die Sicherheit an Bushaltestellen zu erhöhen, wird auch in Rödermark die 
Verlagerung der Bushalte in die Fahrbahn schon erfolgreich genutzt.

Dies ist auch ohne große bauliche Maßnahmen an jeder Haltestelle möglich - Poller, 
durchgezogene Mittellinien und Zebrasteifen reichen aus.

Dadurch könnten die „Burgbefestigungen“ an den Ortseingängen von Messenhausen 
wegfallen.

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird aufgefordert zu prüfen, 

a) ob durch eine Beseitigung der Busbuchten auf der Kapellenstraße und
b) die Einrichtung einer Mittelinsel nebst Zebrasteifen

die Sicherheit der Schulkinder gewährleistet werden kann.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

27.04.2015

SPD-Fraktion

Norbert Schultheis

Armin Lauer

Antrag der SPD-Fraktion: Sicherung des Betreuungsangebotes an der 
Schule an den Linden

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
05.05.2015 Ausschuss für Familie, Soziales, Integration und Kultur
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Schon seit längerem ist bekannt, dass der Förderverein der Schule an den Linden das 
von ihm verantwortete Betreuungsangebot an der Schule nicht mehr fortsetzen kann. 
Die bisher in Erwägung gezogenen unterschiedlichen Lösungswege konnten nicht zu 
Ende gebracht werden. Die betroffenen Eltern sind daher in höchstem Maße 
verunsichert und es ist ihnen unmöglich, konkrete Entscheidungen über die nächsten 
Monate zu treffen. Daher ist es jetzt erforderlich, zügig Beschlüsse zu fassen und den 
Eltern eine realistische, umsetzbare Perspektive zu eröffnen.

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird aufgefordert

1. unverzüglich in Verhandlungen mit Freien Trägern zu treten, um das
Betreuungsangebot an der Schule an den Linden auch nach den Sommerferien
2015 fortführen zu können

und

2. mit dem Kreis Offenbach in Verhandlungen zu treten, damit auf dem Gelände
der Schule an den Linden kurzfristig ein erweitertes Raumangebot für die
Nachmittagsbetreuung bereitgestellt werden kann.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:
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Antrag
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:

Datum:

Antragsteller:

Verfasser/in:

27.04.2015

FDP-Fraktion

Tobias Kruger
Dr. Rüdiger Werner

Antrag der FDP-Fraktion: "Rekommunalisierung der Tagespflege - klare 
Strukturen schaffen!"

Beratungsfolge:

Datum Gremium

27.04.2015 Magistrat
05.05.2015 Ausschuss für Familie, Soziales, Integration und Kultur
07.05.2015 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss
19.05.2015 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark

Sachverhalt/Begründung: 

Aktuell herrschen im Kreisgebiet betreffend dem Zusammenspiel von Schulkindbetreuung an 
den Grundschulen am Nachmittag auf der einen und der Tagespflege auf der anderen Seite ein 
Nebeneinander und von Kommune zu Kommune unterschiedliche Strukturen, Heran-
gehensweisen sowie Zuständigkeiten. Bei dieser wichtigen Thematik sollte es jedoch das Ziel 
allen politischen Handelns sein, klare und transparente Strukturen sowie ebensolche 
Verantwortlichkeiten zu schaffen. Ein erster Schritt in diese Richtung ist/wäre eine klare 
Aufgaben-, Verantwortlichkeits- und Zuständigkeitstrennung zwischen den Kommunen und 
dem Schulträger bei der Tagespflege und der Grundschulkindbetreuung. Eine koordinierende 
Rolle der Kommunen bei der Tagespflege und eine alleinige Zuständigkeit des Schulträgers 
Kreis Offenbach bei der Schulkindbetreuung in den Grundschulen ist folgerichtig anzustreben 
und dazu sind in einem ersten Schritt die entsprechenden praktischen, rechtlichen und 
finanziellen Bedingungen auszuloten und darzustellen.

Zur Finanzierung der Rekommunalisierung „Tagespflege vor Ort“ sowie die alleinige 
Grundschulkindbetreuung durch den Schulträger gilt es zuerst, die entsprechenden Strukturen 
und Aufgaben zu ermitteln und in einem neuen, klar getrennten System zu beschreiben und 
darzustellen. Nach der anschließenden Ermittlung der aktuellen Finanz(-ierungs-)situation 
betreffend der beiden Aufgabenbereiche gilt es, ein tragfähiges finanzielles Ausgleichssystem 
zwischen den Kommunen und dem Kreis und wiederum dem Schulträger und den Kommunen 
zu erarbeiten.

Die Zielsetzung der vorstehend beschriebenen Entkoppelung soll eine klare Betreuungs- und
Verantwortungsstruktur für Kinder im Alter von 0 bis 6 Jahren in kommunaler Hand via KiTa 
und Tagespflege sowie eine ebensolche für Schulkindbetreuung an den Grundschulen – 
inklusive einem pädagogischen Gesamtkonzept für den Nachmittag - beim Schulträger sein. 
Beschlussvorschlag:

14



Ausdruck vom: 27.04.2015
Seite: 2/2

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, sich beim Kreis Offenbach mit dem Ziel einzusetzen, den
Kreisausschuss des Kreises Offenbach aufzufordern zu prüfen und zu berichten, unter 
welchen rechtlichen, finanziellen und praktischen Bedingungen eine vollständige 
Rekommunalisierung der Tagespflege möglich ist. Im Gegenzug soll eine vollständige 
Überführung der Aufgabe der Schulkindbetreuung an den Grundschulen an den Schulträger 
Kreis Offenbach geprüft werden.

Der Magistrat wird überdies aufgefordert, betreffend der Tagespflege und der 
Grundschulkindbetreuung zu prüfen und im zuständigen Fachausschuss zu berichten, über: 

- die aktuelle Sachlage bzw. die Zuständigkeiten in Rödermark
- die aktuelle Rechtslage
- die zugehörigen Fördertatbestände nach dem KiFöG
- die aktuelle finanzielle Sachlage für Rödermark
- der „Pakt für den Nachmittag“

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltu 
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